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2. beschließt außerdem, vor den Plenarsitzungen einen
informellen interaktiven Runden Tisch zum Thema "Jugend-
liche: Engagement zählt" abzuhalten, der den Mitgliedstaaten,
Beobachtern, Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen und nichtstaatlichen Jugendorganisationen zur Teil-
nahme offenstehen wird;

3. beschließt ferner, dass ein Jugendvertreter aus einem
Mitgliedstaat der Generalversammlung zu Beginn der Plenar-
sitzung eine mündliche Zusammenfassung der informellen
Rundtischgespräche vortragen wird;

4. legt den Mitgliedstaaten eindringlich nahe, zu erwä-
gen, Jugendvertreter zu benennen, die als ihre Repräsentanten
bei dieser Gelegenheit vor dem Plenum sowie bei den genann-
ten informellen Rundtischgesprächen das Wort ergreifen, und
dabei den Grundsatz der ausgewogenen Vertretung von Frau-
en und Männern zu berücksichtigen;

5. beschließt, den nichtstaatlichen Organisationen, die
bei der Weltkonferenz der Minister für Jugendfragen im Jahre
1998 akkreditiert waren, sowie interessierten nichtstaatlichen
Organisationen, die weder Konsultativstatus beim Wirt-
schafts- und Sozialrat haben noch bei der Weltkonferenz ak-
kreditiert waren, den Zugang zum Amtssitz der Vereinten Na-
tionen zu erleichtern, damit sie an den informellen Rundtisch-
gesprächen sowie an Nebenveranstaltungen während des
zehnten Jahrestags des Weltaktionsprogramms teilnehmen
können;

6. fordert in Anerkennung der Wichtigkeit, eine geo-
grafisch ausgewogene Beteiligung nichtstaatlicher Jugendor-
ganisationen am zehnten Jahrestag des Weltaktionsplans si-
cherzustellen, die zuständigen Stellen der Vereinten Nationen
nachdrücklich auf, nichtstaatlichen Organisationen, die nicht
über entsprechende Ressourcen verfügen, namentlich nicht-
staatlichen Organisationen aus den Entwicklungsländern, ins-
besondere den am wenigsten entwickelten Ländern und den
Transformationsländern, im Hinblick auf ihre Teilnahme an
der Begehung des zehnten Jahrestags behilflich zu sein; 

7. ersucht den Generalsekretär, dafür zu sorgen, dass
alle verfügbaren Informationen über die mit der Begehung
des zehnten Jahrestags des Weltaktionsprogramms zusam-
menhängenden Veranstaltungen im Kreise der nichtstaatli-
chen Jugendorganisationen weite Verbreitung finden;

8. beschließt, dass die in Ziffer 5 enthaltenen Regelun-
gen keinen Präzedenzfall für andere derartige Veranstaltun-
gen schaffen;

9. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den kontinu-
ierlichen Bemühungen des Systems der Vereinten Nationen
um Beiträge von Jugendorganisationen und Jugendlichen zu
der von der Generalversammlung in Ziffer 14 ihrer Resolu-
tion 58/133 erbetenen und derzeit laufenden Überprüfung des
Weltaktionsprogramms und bittet den Generalsekretär, in ei-
ner Beilage zu seinem Bericht an die Versammlung auf ihrer
sechzigsten Tagung einen Überblick über die Beiträge von Ju-
gendorganisationen zu geben.

RESOLUTION 59/149
Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/492, Ziffer 25)12.

59/149. Alphabetisierungsdekade der Vereinten Natio-
nen: Bildung für alle

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 56/116 vom 19. De-

zember 2001, mit der sie den am 1. Januar 2003 beginnenden
Zehnjahreszeitraum zur Alphabetisierungsdekade der Verein-
ten Nationen erklärte, sowie ihre Resolution 57/166 vom
18. Dezember 2002, in der sie den Internationalen Aktions-
plan für die Alphabetisierungsdekade der Vereinten Nationen
begrüßte,

sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der
Vereinten Nationen13, in der die Mitgliedstaaten den Be-
schluss trafen, bis zum Jahr 2015 sicherzustellen, dass Kinder
in der ganzen Welt, Jungen wie Mädchen, eine Primarschul-
bildung vollständig abschließen können und dass Mädchen
wie Jungen gleichberechtigten Zugang zu allen Bildungsebe-
nen haben, was eine erneute Verpflichtung zur Förderung der
Alphabetisierung für alle erfordert,

erneut erklärend, dass eine Grundbildung von entschei-
dender Bedeutung für die Nationalstaatsbildung ist, dass die
Alphabetisierung für alle im Mittelpunkt der Grundbildung
für alle steht und dass die Schaffung einer alphabetisierten
Umwelt und Gesellschaft unverzichtbar ist, wenn die Ziele
der Beseitigung der Armut, der Verringerung der Kinder-
sterblichkeit, der Eindämmung des Bevölkerungswachstums,
der Herbeiführung der Gleichstellung der Geschlechter und
der Gewährleistung einer nachhaltigen Entwicklung, des Frie-
dens und der Demokratie erreicht werden sollen,

davon überzeugt, dass die Alphabetisierung von entschei-
dender Bedeutung für den Erwerb der grundlegenden Lebens-
kompetenzen ist, die jedes Kind, jeden Jugendlichen und je-
den Erwachsenen zur Bewältigung der Herausforderungen
befähigen, denen sie im Leben begegnen können, und dass sie
eine wesentliche Stufe der Grundbildung darstellt, die ein un-
verzichtbares Mittel zur wirksamen Teilhabe am sozialen und
wirtschaftlichen Leben im 21. Jahrhundert ist, 

12 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Andorra, Angola, Armenien, Äthiopi-
en, Bangladesch, Belarus, Belgien, Belize, Bosnien und Herzegowina,
Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, China, Costa Rica, Dänemark, De-
mokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, Dschibuti, El
Salvador, Fidschi, Finnland, Griechenland, Guyana, Irland, Island, Isra-
el, Italien, Japan, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kasachstan, Katar,
Kenia, Kongo, Kroatien, Kuba, Laotische Volksdemokratische Repu-
blik, Libysch-Arabische Dschamahirija, Litauen, Luxemburg, Madagas-
kar, Malaysia, Marokko, Monaco, Mongolei, Myanmar, Namibia, Ne-
pal, Niederlande, Niger, Nigeria, Österreich, Panama, Philippinen, Por-
tugal, Republik Korea, Russische Föderation, Sambia, Saudi-Arabien,
Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Suriname, Syrische Arabische Repu-
blik, Tadschikistan, Thailand, Tunesien, Türkei, Ukraine, Usbekistan,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Staaten von Amerika,
Vietnam und Zypern.
13 Siehe Resolution 55/2.
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in Bekräftigung dessen, dass die Verwirklichung des
Rechts auf Bildung, insbesondere für Mädchen, zur Förde-
rung der Geschlechtergleichheit und zur Armutsbeseitigung
beiträgt,

die erheblichen Anstrengungen begrüßend, die zur Errei-
chung der Ziele der Dekade auf verschiedenen Ebenen unter-
nommen wurden,

besorgt feststellend, dass über 100 Millionen Kinder keine
Schule besuchen und etwa 800 Millionen Erwachsene heute
Analphabeten sind, dass der Stellenwert, der dem Problem
des Analphabetentums auf der nationalen Agenda beigemes-
sen wird, unter Umständen nicht ausreicht, um die politische
und wirtschaftliche Unterstützung zu mobilisieren, die erfor-
derlich ist, um sich den durch das Analphabetentum entste-
henden globalen Herausforderungen zu stellen, und dass die
Welt diesen Herausforderungen wohl nicht gewachsen sein
wird, wenn die derzeitigen Tendenzen anhalten, 

tief besorgt darüber, dass im Bildungsniveau von Män-
nern und Frauen nach wie vor gravierende Unterschiede be-
stehen, was darin zum Ausdruck kommt, das nahezu zwei
Drittel der erwachsenen Analphabeten auf der Welt Frauen
sind,

1. nimmt Kenntnis von dem in Zusammenarbeit mit
dem Generaldirektor der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Bildung, Wissenschaft und Kultur erstellten Bericht
des Generalsekretärs über die Umsetzung des Internationalen
Aktionsplans für die Alphabetisierungsdekade der Vereinten
Nationen14 sowie von dem Bericht der Gemeinsamen Inspek-
tionsgruppe über die Verwirklichung des in der Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen festgelegten Ziels der
Grundschulbildung für alle15;

2. begrüßt die Anstrengungen, die die Mitgliedstaaten
und die internationale Gemeinschaft bisher zur Einleitung der
Dekade und zur Umsetzung des Internationalen Aktionsplans
unternommen haben;

3. appelliert an alle Regierungen, verlässliche Alpha-
betisierungsdaten und -informationen zu sammeln und weiter
den politischen Willen zu verstärken, ausreichende innerstaat-
liche Ressourcen zu mobilisieren, integrativere grundsatzpo-
litische Entscheidungsstrukturen auszuarbeiten und innovati-
ve Strategien zu konzipieren, um die ärmsten und randstän-
digsten Gruppen zu erreichen und nach alternativen schuli-
schen und außerschulischen Formen des Lernens zu suchen,
um so die Ziele der Dekade zu verwirklichen;

4. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, bei der
Koordinierung der auf nationaler Ebene unternommenen Ak-
tivitäten der Dekade die Führungsrolle zu übernehmen und al-
le maßgeblichen nationalen Handlungsträger zu einem anhal-
tenden Dialog über die Politikformulierung, die Durchfüh-
rung und die Bewertung der Alphabetisierungsmaßnahmen
sowie zu gemeinsamem Handeln zusammenzuführen;

5. appelliert an alle Regierungen und berufsständi-
schen Organisationen, die staatlichen und professionellen Bil-
dungseinrichtungen in ihren Ländern zu stärken, um ihre Ka-
pazitäten auszubauen und die Qualität des Bildungswesens zu
verbessern, wobei der Schwerpunkt auf der Alphabetisierung
liegen sollte;

6. appelliert an alle Regierungen und an die nationalen
und internationalen Wirtschafts- und Finanzorganisationen
und -institutionen, die Bemühungen um die Anhebung des Al-
phabetisierungsgrads und die Verwirklichung der Ziele einer
Bildung für alle sowie der Ziele der Dekade finanziell und
materiell stärker zu unterstützen, so nach Bedarf auch im Rah-
men der 20/20-Initiative16;

7. bittet die Mitgliedstaaten, die Sonderorganisationen
und anderen Organisationen des Systems der Vereinten Na-
tionen sowie die zuständigen zwischenstaatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen, sich verstärkt um die wirksame
Umsetzung des Internationalen Aktionsplans zu bemühen und
diese Bemühungen im Wesentlichen in den Prozess der Bil-
dung für alle und andere Initiativen und Aktivitäten der Orga-
nisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft
und Kultur sowie in den Rahmen der international vereinbar-
ten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen13 enthaltenen Ziele, zu in-
tegrieren;

8. ersucht die Organisation der Vereinten Nationen für
Bildung, Wissenschaft und Kultur, ihre führende Koordinie-
rungsfunktion dabei auszuweiten, die im Rahmen der Dekade
auf internationaler Ebene durchgeführten Maßnahmen in ei-
ner Weise anzuregen und voranzutreiben, die den laufenden
Prozess der Bildung für alle, die international vereinbarten
Entwicklungsziele, einschließlich die in der Millenniums-Er-
klärung enthaltenen Ziele, sowie andere weltweite Initiativen
ergänzt und mit diesen abgestimmt ist;

9. ersucht alle zuständigen Stellen des Systems der
Vereinten Nationen, insbesondere die Organisation der Ver-
einten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur, in Zu-
sammenarbeit mit den nationalen Regierungen sofort konkre-
te Maßnahmen zu ergreifen, um den Bedürfnissen von Län-
dern mit hoher Analphabetenquote und/oder großen Gruppen
erwachsener Analphabeten, unter besonderer Berücksichti-
gung der Frauen, Rechnung zu tragen;

10. ersucht den Generalsekretär, in Zusammenarbeit mit
dem Generaldirektor der Organisation der Vereinten Natio-
nen für Bildung, Wissenschaft und Kultur die Auffassungen
der Mitgliedstaaten zu den Fortschritten bei der Umsetzung
ihrer nationalen Programme und Aktionspläne für die Dekade
einzuholen und der Generalversammlung alle zwei Jahre, be-
ginnend mit dem Jahr 2006, Fortschrittsberichte über die Um-
setzung des Internationalen Aktionsplans vorzulegen;

11. beschließt, in die vorläufige Tagesordnung ihrer ein-
undsechzigsten Tagung unter dem Punkt "Soziale Entwick-

14 Siehe A/59/267.
15 Siehe A/59/76 und Add.1 und Add.1/Corr.1.

16 Siehe Bericht des Weltgipfels für soziale Entwicklung, Kopenhagen,
6.-12 März 1995, Kap. I, Resolution 1, Anlage II, Ziffer 88 c).
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lung, einschließlich Fragen im Zusammenhang mit der Welt-
soziallage sowie der Jugend, dem Altern, den Behinderten
und der Familie" den Unterpunkt "Alphabetisierungsdekade
der Vereinten Nationen: Bildung für alle" aufzunehmen.

RESOLUTION 59/150
Verabschiedet auf der 74. Plenarsitzung am 20. Dezember 2004, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/59/493, Ziffer 14)17.

59/150. Folgemaßnahmen zur Zweiten Weltversamm-
lung über das Altern

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolution 57/167 vom 18. De-

zember 2002, in der sie die Politische Erklärung und den In-
ternationalen Aktionsplan von Madrid über das Altern 200218

billigte, sowie auf ihre Resolution 58/134 vom 22. Dezember
2003, in der sie unter anderem von dem "Fahrplan" für die
Umsetzung des Aktionsplans von Madrid Kenntnis nahm,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 2003/14 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 21. Juli 2003, in der der Rat die
Regierungen, das System der Vereinten Nationen und die Zi-
vilgesellschaft bat, in einem "von unten nach oben" verlaufen-
den Ansatz an der Überprüfung und Bewertung des Aktions-
plans von Madrid mitzuwirken,

ferner unter Hinweis auf die Resolution 42/1 der Kommis-
sion für soziale Entwicklung vom 13. Februar 2004 mit dem
Titel "Modalitäten für die Überprüfung und Bewertung des
Internationalen Aktionsplans von Madrid über das Altern
2002"19, in der die Kommission beschloss, alle fünf Jahre eine
Überprüfung und Bewertung des Aktionsplans von Madrid
vorzunehmen, wobei bei jedem Überprüfungs- und Bewer-
tungszyklus eine der vorrangigen Aktionsrichtungen des Ak-
tionsplans von Madrid im Mittelpunkt steht,

1. empfiehlt, bei den laufenden Anstrengungen zur Er-
reichung der international vereinbarten Entwicklungsziele,
einschließlich der in der Millenniums-Erklärung der Verein-
ten Nationen20 enthaltenen Ziele, die Lage der älteren Men-
schen zu berücksichtigen;

2. fordert die Regierungen und die Einrichtungen und
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen im Rah-
men ihrer Mandate auf und legt der nichtstaatlichen Gemein-
schaft nahe, sicherzustellen, dass die Herausforderungen ei-
ner alternden Bevölkerung und die Anliegen älterer Men-
schen in ihren Programmen und Projekten einen angemesse-
nen Platz erhalten;

3. bittet die Mitgliedstaaten und die Organisationen
und Gremien des Systems der Vereinten Nationen, bei der
Entscheidungsfindung auf allen Ebenen die Bedürfnisse und
Anliegen älterer Menschen zu berücksichtigen;

4. betont, dass auf nationaler Ebene zusätzlich Kapazi-
täten geschaffen werden müssen, um die Umsetzung des In-
ternationalen Aktionsplans von Madrid über das Altern 200221

zu fördern und zu erleichtern, und legt den Regierungen in
diesem Zusammenhang nahe, den Treuhandfonds der Verein-
ten Nationen für das Altern zu unterstützen, um es der Sekre-
tariats-Hauptabteilung Wirtschaftliche und Soziale Angele-
genheiten zu ermöglichen, den Ländern auf Antrag umfang-
reichere Hilfe zu gewähren;

5. bittet die Regierungen, die zwischenstaatlichen und
die nichtstaatlichen Organisationen, eine umfassende, diversi-
fizierte und spezialisierte Altersforschung in allen Ländern zu
fördern und zu unterstützen;

6. bittet die Fachkommissionen des Wirtschafts- und
Sozialrats, das Altern von Bevölkerungen und von Einzelper-
sonen in ihrer Arbeit zu thematisieren, um die Umsetzung des
Aktionsplans von Madrid zu fördern;

7. empfiehlt der Kommission für die Rechtsstellung der
Frau, sich weiter mit der Lage älterer Frauen zu befassen, ins-
besondere der gesellschaftlich schwächsten Frauen, ein-
schließlich der in ländlichen Gebieten lebenden Frauen;

8. legt den Regionalkommissionen nahe, soweit noch
nicht geschehen, eine Regionalstrategie für die Umsetzung
des Aktionsplans von Madrid zu erarbeiten;

9. nimmt Kenntnis von der Resolution 42/1 der Kom-
mission für soziale Entwicklung19 und ersucht den Generalse-
kretär in diesem Zusammenhang, der Kommission auf ihrer
vierundvierzigsten Tagung seine Vorschläge hinsichtlich der
Durchführung der Überprüfung und Bewertung auf regionaler
und globaler Ebene vorzulegen;

10. ersucht die Organisationen und Gremien des Sy-
stems der Vereinten Nationen, die Kapazitäten der Koordinie-
rungsstellen für Fragen des Alterns weiter auszubauen und sie
im Hinblick auf die weitere Umsetzung des Aktionsplans von
Madrid mit angemessenen Ressourcen auszustatten, insbe-
sondere durch geeignete Integrationsmaßnahmen;

11. betont, wie wichtig es ist, dass alle Länder zu allen
Aspekten der Politikformulierung nach Alter und Geschlecht
ausgeschlüsselte Daten erheben und entsprechende Bevölke-
rungsstatistiken erstellen, und legt den zuständigen Stellen

17 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Aserbaidschan, Belarus,
Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Deutschland,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland,
Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Kanada, Katar
(im Namen der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder
der Gruppe der 77 sind, und Chinas), Kroatien, Lettland, Litauen, Lu-
xemburg, Malta, Mexiko, Monaco, Mongolei, Neuseeland, Niederlande,
Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Mol-
dau, Rumänien, Russische Föderation, San Marino, Schweden, Slowa-
kei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Ukraine, Un-
garn, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte
Staaten von Amerika und Zypern.
18 Bericht der Zweiten Weltversammlung über das Altern, Madrid, 8.-12. April
2002, Kap. I, Resolution 1, Anlagen I und II.
19 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2004, Sup-
plement No. 6 (E/2004/26), Kap. I, Abschnitt E.
20 Siehe Resolution 55/2.

21 Bericht der Zweiten Weltversammlung über das Altern, Madrid, 8.-12. April
2002, Kap. I, Resolution 1, Anlage II.




